
ISSN 2791-4402

Kommentar zu
OGH vom 19.12.2022, 9 ObA 124/22h

Florian Pichler

19.04.2023

Bedauerlicherweise sind Diskriminierung (darunter Formen von Mobbing) keine Seltenheit in der 

Arbeitswelt. Dass jedoch der OGH einen Streit zwischen einem orthodoxen Priester und seinem Bi-

schof aufgrund von zwischenmenschlichem Fehlverhalten im Kontext der priesterlichen „Arbeit“ 

und dem hierarchischen „Dienstverhältnis“ klären soll, ist eine Seltenheit:

Der Sachverhalt

„Der Kläger steht als Priester im Dienste einer der griechisch-orientalischen (orthodoxen) Kir-

chengemeinden in Österreich und ist in (…) Pfarrgemeinden (…) im Auftrag des Bischofs tätig.  

Mit seiner an das Arbeits- und Sozialgericht gerichteten Klage begehrt der Kläger von der Be -

klagten (…) Schmerzengeld wegen Mobbing durch den Bischof (…). Dem von der Beklagten 

erhobenen Einwand der Unzulässigkeit des Rechtswegs hielt der Kläger entgegen, dass er mit  

seinem Begehren einen Anspruch aus dem zwischen den Parteien bestehenden Dienstverhältnis  

geltend mache, der nicht vom verfassungsrechtlichen Gebot der Freiheit der Religionsausübung 

umfasst sei (9ObA124/22h)“.

Der Kläger behauptet gegenüber dem Arbeitsgericht, dass sein zuständiger orthodoxer Bischof „ihn 

(…) mehrfach übergangen und öffentlich schlecht gemacht, nicht zu einem Treffen aller Priester in 

Österreich eingeladen und die Versetzung des Klägers beabsichtigt und angeordnet habe.“

Der Sachverhalt gibt Einblick in ein tiefes Zerwürfnis zwischen einem Priester und seinem Bischof 

in der Orthodoxen Kirche. Es mag daher verständlich sein, dass er sich im Zusammenhang mit sei-

ner Tätigkeit, die er als seine „Arbeit“/seinen „Beruf“ empfindet, an die staatlichen Gerichte wendet 

und versucht gegen das betreffende Verhalten seines Vorgesetzen vorzugehen. Den subjektiven An-

spruch des einzelnen Rechtsunterworfenen (Bürger:in) auf Entscheidung eines Rechtsstreits durch 

staatliche Organe bezeichnet man als  Justizgewährungsanspruch (vgl. Kowatsch, in Kowatsch/
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Pichler/Tibi/Tripp, 111 Begriffe des österr. Religionsrecht 2022, 193–196). Der einzelne hat An-

spruch darauf, dass sein Rechtsstreit von einem staatlichen Gericht beurteilt wird.

Nicht immer: 

Zwar zählt das Rechtsschutzprinzip zu den Rechtsprinzipien und Baugesetzen der demokratischen 

Republik, jedoch gibt es explizit Bereiche, in denen sich nicht nur der staatliche Gesetzgeber, son-

dern auch die richterliche Gewalt nicht einmischen (vgl. hierzu spezifisch OrthodoxenG 1967 StF: 

BGBl. Nr. 229/1967 idgF BGBl. I Nr. 68/2011). Dies an der Abgrenzung der inneren Angelegen-

heiten von den äußeren Rechtsverhältnissen (vgl. Potz, in: Kowatsch/Pichler/Tibi/Tripp, 111 Be-

griffe  des  österr.  Religionsrechts,  173–176;  Kalb/Potz/Schinkele,  Religionsrecht  (2003),  65-70, 

272–301) bzw. dort, wo der Staat eine Schranke durch die „allgemeinen Staatsgesetze“ (Vgl. Art. 

15 StGG) setzt und die inneren Angelegenheiten dadurch einschränkt.

Innere Angelegenheiten sind jene Regelungstatbestände, die der Staat aufgrund der Selbstorganisa-

tion der Kirchen und Religionsgesellschaften nicht antasten darf. Sie regeln diese autonom. Art. 9 

EMRK bzw. Art. 15 StGG sichern diese inneren Angelegenheiten verfassungsrechtlich vor einer 

staatlich-gesetzlichen Regelung und auch vor einer staatlich-richterlichen Beurteilung. Sie zu schüt-

zen oder einzuschränken ist Aufgabe des Rechtstaates (vgl. Korinek, zu Art. 9 EMRK, in: Österrei-

chisches Bundesverfassungsrecht, Rnn. 8–12; Muzak, Art 9 MRK [Stand 1.10.2020, rdb.at], Rn. 9). 

Diesem Grundsatz folgt der arbeitsrechtliche Senat des OGH in seiner rechtlichen Beurteilung:

„Es entspricht der ständigen Rechtsprechung, dass der Staat und damit die weltlichen Gerichte  

in den innerkirchlichen Bereich nicht eingreifen dürfen, sodass der Rechtsweg in solchen Ange-

legenheiten unzulässig ist (Art 15 StGG (…) Zu den „inneren Angelegenheiten“ im Sinne des 

Art 15 StGG zählen jene, welche den inneren Kern der kirchlichen Betätigung betreffen und in  

denen ohne Autonomie die Religionsgesellschaften in der Verkündung der von ihnen gelehrten 

Heilswahrheiten und der praktischen Ausübung ihrer Glaubenssätze eingeschränkt wären. Der 

sich daraus ergebende Bereich der inneren Angelegenheiten kann naturgemäß nicht erschöpfend 

aufgezählt werden (…). Im Hinblick auf die Weite der Autonomiegarantie des Art 15 StGG sind 

auch die Arbeitsverhältnisse derjenigen Personen, die mit inneren Angelegenheiten befasst sind,  

konsequenterweise Teil der inneren Angelegenheiten (…). Auch bei Dienstrechtsstreitigkeiten 

scheiden daher  aus  der  Beurteilung durch das  Gericht  alle  Vorfragen aus,  welche etwa die 

Rechtsgültigkeit  der Amtsenthebung, der Pensionierung, der Disziplinarstrafen, einer Verset-

zung oder die Änderung der kirchlichen Organisation und die damit verbundene Auflassung von 

Pfarren etc. betreffen.“
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Mitarbeiter:innen des Bischofs: Laien und Kleriker, Arbeitnehmer:innen und 

Unterhaltsempfänger

Bei der Lektüre des Urteils ist es notwendig, drei innere Angelegenheiten etwas näher zu beleuch-

ten. Selbst unter den christlichen (vor- und insb. nachreformatorischen) Kirchen gibt es deutliche 

Unterschiede bei der Wahl der Lebensform, des Arbeits- bzw. Tätigkeitsverhältnisses zum kirchli-

chen Arbeits- oder Unterhaltsgeber und den innerkirchlichen Gerichten, die solche Streitfragen zu 

lösen haben:

1. Innere Angelegenheit: Das religiöse Angebot der Lebensformen:

In den vorreformatorischen Kirchen herrscht bis heute eine Standestrennung vor, die Gläubige in 

zwei bis drei große Gruppen aufteilt: Die einen werden Laien genannt, die anderen sind aufgrund 

besonderer Gelübde in den Lebensstand der Kleriker und/oder der Ordensleute eingetreten. Alle 

sind durch die Taufe zu Mitgliedern der Kirche geworden. Im Laufe ihres religiösen Lebens ent-

scheiden sie sich, einer bestimmten religiösen Standesgruppe anzugehören und besondere religiöse 

Tätigkeiten zu übernehmen. Meistens treten Männer durch Weihen in den Klerikerstand ein. Män-

ner und Frauen versprechen dauerhaft, sich an eine Ordensgemeinschaft zu binden oder eine beson-

dere religiöse Lebensform zu wählen und werden dadurch zu Ordensmitgliedern und Rätechristen. 

Im überwiegenden Fall leben Kleriker und Ordensangehörige zölibatär.

Die drei klassischen consilia evangelica finden sich im Matthäusevangelium: Mt 19,12 fordert 

die Ehelosigkeit um des Himmelreiches willen; Mt 19,12 fordert die Gütergemeinschaft im Or-

densverband (Klostergemeinschaft) bzw. die Entsagung von übermäßigem Verlangen nach irdi-

schen Gütern und Mt 20,26 fordert die Unterordnung in ein hierarchisches Gefüge im klösterli-

chen Verband oder gegenüber dem Bischof. Dies sind freiwillig übernommene Regeln für ein  

gelingendes religiöses Leben in einem besonderen religiösen Lebenstand. Diese zu regeln ist 

Kernaufgabe der inneren Angelegenheiten (in der Katholischen Kirche insb. c. 573 CIC, vgl.  

Meier,  Gelübde,  in:  Meier,  Kandler-Mayr,  Kandler,  100  Begriffe  aus  dem  Ordensrecht 

(2014),197–200).

2. Innere Angelegenheit: Das Anstellungs- bzw. Tätigkeitsverhältnis

Die überwiegende Anzahl der kirchlichen Mitarbeiter:innen steht heute in einem privatrechtlichen 

Arbeitsverhältnis (etwa nach dem AngestelltenG) zu ihrem kirchlichen Dienstgeber. Im Regelfall 

sind diese der Gruppe der Laien innerhalb der jeweiligen Kirche zuzuordnen.

Ihr Gegenüber steht die besondere Personengruppe, die durch die Kirche (oder den Bischof) unter-

halten werden. Sie empfangen keinen Lohn für ihre verrichtete Tätigkeit, sondern einen Unterhalt. 

Dieser Unterhalt wird Sustentation (vgl. Kowatsch, in 111-Begriffe, 317–320) genannt. Das Unter-
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haltsverhältnis ist kein Arbeitsverhältnis. Es wird innerhalb der meisten Kirchen als Inkardination 

(Ins-Herz-Schließen) bezeichnet. Die Verpflichtungen seitens des Unterhaltsgebers sind umfassen-

der als bei einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis. Eine Kündigung gibt es nicht, der Ausschluss 

ist an strenge innerkirchliche Normen und Verfahren gebunden. Die Unterhaltshöhen variieren nach 

den  Bedürfnissen  der  Inkardinierten  (Unterhaltssumme,  Ausbildung,  Versicherungen,  besondere 

Aufwände). Klassisch übernimmt der Inkardinationsträger  auch die Versorgung im Alter und in 

Krankheit ohne zeitliche Begrenzung, denn er zahlt im Regelfall nicht in das staatliche Pensionssys-

tem ein. Inkardiniert werden Kleriker von ihrem Bischof oder Ordensgeistliche von ihrem Ordenso-

beren. Sollte jemand den Inkardinationsverband verlassen, hat der kirchliche Unterhaltsgeber ver-

schiedenen Pflichten nachzukommen, um derjenigen Person einen geregelten Start in der Arbeits-

welt (inklusive Sozial- und Pensionssystem) außerhalb eines Inkardinationsverhältnis zu ermögli-

chen (§§ 4 (1) Z. 13, aber 5 (1) Z. 7 und § 314 ASVG, weiters Neumayr in Neumayr/Reissner, Zell-

Komm3 § 132 ArbVG Rz. 58).

Im betreffenden Fall ist der orthodoxe Priester (Pfarrer ist sein Verwendungszweck innerhalb der 

orthodoxen Kirche) inkardiniert und kein Arbeitnehmer in einem Dienstverhältnis nach staatlichem 

Recht. Er wird von seinem Bischof unterhalten und übt die Seelsorge – eine typische innere Angele-

genheit von Kirchen und Religionsgesellschaften – als geistlicher Amtsträger im Auftrag des Bi-

schofs aus. Nicht jeder Priester ist Pfarrer, aber jeder Pfarrer ist Priester. Beide sind jedoch Inkardi-

nierte und unterstehen der religiösen Autorität, die zumeist Bischof genannt wird, der sie unterhält. 

Sie sind aber nicht durch einen Arbeitsvertrag an die religiöse Autorität gebunden.

3. Innere Angelegenheit: Die kirchenrechtliche Beurteilung von Streitigkeiten zwischen Inkardinierten 

und Inkardinationsbischof

Betont  werden muss,  dass Mobbing (bzw. Diskriminierung)  zwischenmenschlich in keinem Ar-

beits- und keinem Inkardinationsverhältnis tolerabel ist. Im Arbeitsrecht ist dafür § 1 (1) Z. 1 GlBG 

einschlägig. Es gilt für „Arbeitsverhältnisse aller Art, die auf privatrechtlichem Vertrag beruhen“. 

Neben dieser Bestimmung sind Regeln der Moral, der Sitte oder religiöse Normen (grundlegend für 

Christen die Goldene Regel nach Mt 7,12 „Was Du nicht willst, das man Dir tut, …“) besonders für 

kirchliche Autoritäten Handlungsleitlinien, Gebote und religiös Verbindliches, gegen das ihre Ver-

antwortungsträger:innen  nicht  verstoßen  sollten.  Nach  § 17 (1) Z. 6 GlBG  ist  eine  Belästigung 

(Mobbing) ein Verstoß gegen das Gleichbehandlungsgesetz und wird als Diskriminierung betrach-

tet. Nach § 21 (2) Z. 1–3 GlBG liegt eine Diskriminierung nach § 17 auch vor, wenn die „Würde 

der betroffenen Person verletzt oder dies bezweckt“ wird oder der Arbeitgeber eine Verhaltensweise 

setzt, „die für die betroffene Person unerwünscht, unangebracht oder anstößig ist und (…) die ein 
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einschüchterndes, feindseliges, entwürdigendes, beleidigendes oder demütigendes Umfeld für die 

betroffene Person schafft oder dies bezweckt.“

Nun beruht jedoch das Verhältnis dieses inkardinierten Priesters, der von seinem Bischof mit der 

Seelsorge und Leitung der orthodoxen Pfarren beauftragt wurde, nicht einem privatrechtlichen Ver-

trag, sondern einem Verhältnis sui generis, das zu den inneren Angelegenheiten nach Art. 15 StGG 

zählt. Er ist inkardinierter Unterhaltsempfänger und übt die Tätigkeit des Pfarrers aus, auf welche 

das GlBG nicht zutrifft. Dies ist die Quintessenz des OGH-Erkenntnisses.

Exkurs: Mobbing und Diskriminierung von kirchlichen Mitarbeiter:innen im 

privatrechtlichen Arbeitsverhältnis

Angenommen es würde sich beim vorliegenden Sachverhalt um einen kirchlichen Mitarbeiter mit 

privatrechtlichem Anstellungsverhältnis handeln, wären einige Sondernormen des GlBG zu beach-

ten: § 20 (1–2) GlBG enthält Ausnahmen in Bezug auf Merkmale der Religion und die geforderte 

Lebensform: 

§ 20 (1) leg. cit: „Bei Ungleichbehandlung wegen eines Merkmals“ nach „§ 17 genannten Dis-

kriminierungsgründe steht, liegt keine Diskriminierung vor, wenn das betreffende Merkmal auf 

Grund der Art einer bestimmten beruflichen Tätigkeit oder der Rahmenbedingungen ihrer Aus-

übung eine  wesentliche  und entscheidende  berufliche  Voraussetzung darstellt  (…).  (2) Eine 

Diskriminierung auf Grund der Religion oder Weltanschauung liegt in Bezug auf berufliche Tä-

tigkeiten innerhalb von Kirchen (…),  deren Ethos auf  religiösen Grundsätzen oder  Weltan-

schauungen beruht, nicht vor, wenn die Religion (…) dieser Person nach der Art dieser Tätig-

keiten oder der Umstände ihrer Ausübung eine wesentliche, rechtmäßige und gerechtfertigte be-

rufliche Anforderung angesichts des Ethos der Organisation darstellt.“

Auch  kirchliche  Angestellte  in  privatrechtlichen  Anstellungsverhältnissen  (bsp.weise  nach  dem 

AngG) unterliegen den betreffenden arbeitsrechtlichen Bestimmungen des GlBG nicht vollumfäng-

lich. Gegen „Belästigungen“ iSv § 21 (1–4) GlBG können kirchliche Mitarbeiter:innen im privat-

rechtlichen Arbeitsverhältnis den staatlichen Rechtsweg einschlagen. Sie ist eine Diskriminierung 

nach § 17 GlBG. Jedoch sind nicht alle in § 17 BlBG festgehaltenen Diskriminierungstatbestände 

auf Mitarbeiter:innen von Kirchen und Religionsgesellschaften anzuwenden. 

Durch § 20 (1) GlBG ist es zulässig „wegen eines Merkmals (…)“ Arbeitnehmer:innen anders zu 

behandeln und ihn sie vom (rechtlichen) Vorwurf der Diskriminierung insbesondere im Hinblick 

auf ihren beruflichen Aufstieg und ihre Anstellung und Entlassung (§ 17 (1) Z. 1,5 und 7 GlBG) an-

ders zu behandeln. Religionsgesellschaften (darunter diese orthodoxe Kirche) sind dabei als Ten-

denzbetriebe  Arbeitgeber,  die  von  ihren  Arbeitnehmer:innen  besondere  Loyalitätspflichten  und 
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auch eine bestimmte private Lebensform fordern dürfen, wenn die „Art dieser Tätigkeiten oder der 

Umstände ihrer Ausübung eine wesentliche, rechtmäßige und gerechtfertigte berufliche Anforde-

rung  angesichts  des  Ethos  der  Organisation“  darstellt.  Hierzu  sind  beispielsweise 

Religionslehrer:innen oder leitende Angestellte der kirchlichen Verwaltung – u. a. auch Chefärzt:in-

nen in kirchlichen Krankenhäuser (vgl. Fall Egenberger in Deutschland) – zu nennen. Der kirchli-

che Arbeitgeber  ist ebenso frei,  die Arbeitnehmer:innen mit unterschiedlich strengen Loyalitäts-

pflichten zu beurteilen.

Fazit

Auf diese Details der Diskriminierungsbestimmungen gemäß GlBG nimmt der OGH bereits keine 

Rücksicht in seiner Entscheidung, weil er die Beurteilung des Umgangs zwischen Über- und Unter-

geordneten im Inkardinationsverband als innere Angelegenheit nicht beurteilt, wertet oder kontrol-

liert. Die Beschwerde des orthodoxen Pfarrers richtet sich „in Wahrheit gegen die inhaltliche Be-

gründetheit“. Die „Äußerungen und Handlungen des Bischofs in unmittelbarem Zusammenhang mit 

seiner priesterlichen Tätigkeit“ sind nicht zu beanstanden, da sie „zu diesem innerkirchlichen Be-

reich“ gehören. Für solche Streitigkeiten haben die meisten Kirchen innerkirchliche Gerichte und 

Schiedsinstanzen eingerichtet.

Auch der Vorbehalt nach Art. 15 StGG, wonach jede religiöse Autorität bei der Regelung der inne-

ren Angelegenheiten den „allgemeinen Staatsgesetzen unterworfen“ ist, und daher dem GlBG unter-

worfen sei, greift nicht. Der Staat kann die Regelungsfreiheit der inneren Angelegenheiten (Art. 9 

EMRK/Art. 15 StGG) durch die allgemeinen Staatsgesetze nicht beliebig einschränken. Ansonsten 

würde eine Fülle von Einzelgesetzesbestimmungen die verfassungsgesetzlich gewährte Autonomie 

in den inneren Angelegenheiten unterlaufen. Gerade im GlBG nimmt er auf den autonomen Kern 

der inneren Angelegenheiten Rücksicht, zu diesem gehört die Übertragung eines geistliches Amtes 

(Pfarramt) und die Aufnahme oder Beendigung in den Inkardinationsverband (Aufnahme in den 

Klerikerstand/Priesterweihe), aber auch das privatrechtliche Arbeitsverhältnis kirchlicher Mitarbei-

ter:innen (ohne Inkardination, ohne Weihe). Er trifft Ausnahmebestimmungen zugunsten der verfas-

sungsrechtlich geschützten inneren Angelegenheiten.
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